
Entsch 1 ießu ngsantrag 

der Abgeordneten Andreas Kollross, Petra Wimmer, Eva-Maria Holzleitner, BSc, 
Genossinnen und Genossen 

betreffend Rechtsanspruch auf Kinderbetreuung ab dem 1. Geburtstag 

Eingebracht im Zuge der Debatte zum Bericht des Finanzausschusses über die Regierungsvorlage 
(1295 d.B.) : Bundesgesetz, mit dem das Finanzausgleichsgesetz 2017, das Umweltförderungsgesetz, 
das Pflegefondsgesetz, das Gesundheits-Zielsteuerungsgesetz und das Bundesgesetz über 
Krankenanstalten und Kuranstalten geändert werden (1309 d.B.) 

In der nun schon mehr als zwei Jahre andauernden Corona-Krise haben Österreichs 
Familien ungeheure Lasten gestemmt - und sie tun dies immer noch. Die Pandemie mit 
ihren sozialen und wirtschaftlichen Folgen hat viele Familien ans Limit gebracht. Vor 
allem Frauen stehen unter besonders hohem Druck. Die unbezahlte Haus- und 
Sorgearbeit - insbesondere für Kinderbetreuung - nimmt stetig zu , während das 
Einkommen sinkt. Demzufolge sind erwerbstätige Mütter von der Corona-Krise doppelt 
betroffen und werden durch die Unvereinbarkeit von Berufs- und Privatleben sukzessive 
aus dem Arbeitsmarkt gedrängt. 

Um die Vereinbarkeit von Beruf und Familie endlich zu verbessern und die 
Elementarbildung sowie die Zukunftschancen unserer Kinder zu stärken, fordern die 
fortschrittlichen Kräfte in Österreich schon lange einen Rechtsanspruch auf einen 
Kinderbildungsplatz ab dem 1. Geburtstag des Kindes. Der Platz soll qualitativ 
hochwertig, ~.anztägig und ganzjährig verfügbar sein. Hohe Qualitätsstandard.~, etwa im 
Bereich der Offnungszeiten müssen bundesweit gelten - denn jedes Kind in Osterreich 
hat Anspruch auf eine hochqualitative Betreuung und Förderung. Selbstverständlich 
braucht es beste Arbeitsbedingungen für Beschäftigten in der Elementarpädagogik sowie 
eine faire und gute Bezahlung. 

Zur Umsetzung dieser wichtigen Ziele muss der Bund nachhaltig Mittel zur Verfügung 
stellen und mit ausreichender Finanzierung dafür Sorge tragen , dass auch die Städte 
und Gemeinden diese Betreuungsplätze zügig einrichten und ausbauen können. Eine 
nachhaltige Finanzierung ist die Voraussetzung sowohl für den dringend benötigten 
Ausbau, als auch für die erforderlichen Qualitätsverbesserungen zur Schaffung echter 
Bildungseinrichtungen. 

Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher nachstehenden 

Entschließungsantrag 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

„Die Bundesregierung, insbesondere der Bundesminister für Finanzen und die 
Bundesministerin für Frauen, Familie, Integration und Medien im Bundeskanzleramt, wird 
aufgefordert einen Rechtsanspruch auf ganztägigen, kostenfreien Kinderbildungsplatz ab 
dem 1. Geburtstag sicherzustellen und für die nachhaltige Finanzierung des qualitativen 
und quantitativen Ausbaus von Kinderbildungseinrichtungen und 
elementarpädagogischer Bildung jährlich zusätzlich mind. 1 Mrd. Euro pro Jahr 
(1 Prozent vom BIP) bereitzustellen." 
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